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Pressemitteilung     

 
Für eine familienfreundliche Baupolitik: BKU, KSD und Familienbund der 
Katholiken stellen gemeinsame Forderungen an die Politik 
 
Köln/Berlin, 17.2.2025 – Der Bund Katholischer Unternehmer (BKU), der Familienbund der 
Katholiken (FDK) und der Katholische Siedlungsdienst (KSD) fordern eine umfassende Reform 
der Bau- und Wohnungspolitik, um Familien den Zugang zu Wohnungen und Wohneigentum zu 
erleichtern. Die katholischen Verbände richten sich mit einem Forderungskatalog an die Politik, 
um im Vorfeld der kommenden Bundestagswahlen auf die Dringlichkeit einer 
familienfreundlichen Baupolitik hinzuweisen. 
 
Wohnraum als Grundlage von Familienleben und Sorgearbeit sichern 

„Eine familienfreundliche Baupolitik ist unverzichtbar für die demografische, soziale und 
wirtschaftliche und schließlich auch politische Zukunft unseres Landes“, erklären die Verbände 
in einer gemeinsamen Pressemitteilung. 

„Die Familiengründung darf nicht dadurch erschwert werden, dass Wohnraum fehlt oder 
unerschwinglich ist. Wohnraum muss besonders für Familien wieder erschwinglich werden und 
dennoch nachhaltig und wirtschaftlich effizient bleiben. Darum fordern wir die Politik dazu auf, 
familienfreundliche Reformen des Wohnungsbaus anzugehen“, erklärt Dr. Martin Nebeling, 
Vorstand des BKU. 

“Durch Reformen von Bau- und Sanierungsbestimmungen sowie gezielte Fördermaßnahmen für 
Familien muss sichergestellt werden, dass die nötige klimagerechte Ausgestaltung von Bau- 
und Sanierungsvorhaben mit einer Entlastung für Familien einhergehen, um sie vor 
übermäßigen finanziellen Belastungen zu schützen“, äußert Ulrich Hoffman, Präsident des 
Familienbundes der Katholiken. 

"Zudem brauchen wir dringend eine ernsthafte Entbürokratisierung und Digitalisierung des 
Baurechts", ergänzt Thomas Hummelsbeck, Vorstandsvorsitzender des KSD Katholischer 
Siedlungsdienst e.V. "Dies hilft der gesamten Bau- und Wohnungswirtschaft und damit 
auch Familien. Ebenso muss die Förderkulisse einfacher gestaltet werden, um einen besseren 
Zugang zu ermöglichen und Projekte schneller auf den Weg zu bringen." 

 
Zentrale Forderungen für eine nachhaltige und familienfreundliche Baupolitik 
 
Der Bund Katholischer Unternehmer, der Katholische Siedlungsdienst und der Familienbund 
der Katholiken fordern, dass die Politik entschlossene Schritte unternimmt, um: 
 

• Familien den Ersterwerb von Wohneigentum zu erleichtern: Der Verzicht auf die 
Grunderwerbsteuer oder ein nach Kinderzahl gestaffelter Freibetrag beim Ersterwerb 
einer eigengenutzten Immobilie, würde jungen Familien erhebliche finanzielle 
Erleichterung verschaffen und die Vermögensbildung fördern. Gerade in Bundesländern 
mit hohen Steuersätzen ist dies ein entscheidender Hebel, um Hürden beim 
Wohnungskauf abzubauen. In allen Bundesländern außer Bayern und Thüringen wurde 
die Grunderwerbsteuer seit 2006 stark erhöht. 
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• Familien durch innovative Darlehensmodelle zu unterstützen: 
Eigenkapitalersetzende Nachrangdarlehen würden Familien unterstützen, die 
zwar die monatlichen Zins- und Tilgungsbelastungen tragen können, aber nicht 
das notwendige Eigenkapital haben. Ein Teilrückzahlungsverzicht je Kind – auch 
bei künftigem Familienzuwachs – könnte jungen Familien den Zugang zu 
Wohneigentum und die Entscheidung für Kinder weiter erleichtern. 

• Bezahlbaren, familiengerechten Wohnraum schaffen: Da Familien bei Investoren oft 
nicht im Blick sind, muss angemessener Wohnraum für Familien zielgenau in den 
angespannten Wohnungsmärkten geschaffen werden. Die Förderrichtlinien der 
Bundesländer sollten Quoten für familientaugliche Wohnungen und deren tatsächliche 
Vergabe an Familien verlangen. Die Mittel für den sozialen Wohnungsbau dürfen nicht 
gekürzt, sondern müssen erhöht werden. 

• Klimagerechtes und bezahlbares Bauen zu fördern: Bestehende Baubestimmungen 
sollten überarbeitet werden, um gezielt ökologisches Bauen und Sanieren zu 
erleichtern. und bspw. den Holzbau aufzuwerten. Dabei müssen soziale Aspekte wie 
bezahlbarer Wohnraum für Familien und wirtschaftlich schwächere Haushalte 
berücksichtigt werden. 

• Familien bei energetischen Vorgaben zu entlasten: Um die hohen Kosten von 
klimagerechtem Bauen und Sanieren tragbar zu machen, bedarf es einer 
angemessenen finanziellen Förderung für Privathaushalte mit geringen bis mittleren 
Einkommen. Ohne diese gezielte Entlastung würde die Umsetzung klimapolitischer 
Ziele das Ziel bezahlbaren Wohnraums konterkarieren.  

• Die relative CO₂-Verbesserung zu fördern: Statt auf starre Vorgaben für energetische 
Sanierungen zu setzen, sollten gezielte Anreize geschaffen werden, um effektive CO₂-
Einsparungen zu belohnen.  

• Bauprojekte durch ernsthafte Entbürokratisierung beschleunigen: Das Baurecht muss 
umfassend und ernsthaft entbürokratisiert, (Genehmigungs-) Prozesse digitalisiert 
werden – dies hilft der gesamten Bau- und Wohnungswirtschaft. Dazu gehört auch eine 
einfachere, zugänglichere Gestaltung der Förderkulisse, die auskömmlich und 
verlässlich finanziert sein muss. 

 
Weitere Informationen 
„Acht Impulse für den Wohnungsbau“, www.bku.de/8impulse  
 
Klimagerechtigkeit und Nachhaltigkeit aus familienpolitischer Perspektive, 
https://familienbund.org/artikel/positionspapier-des-familienbunds-der-katholiken-zu-
klimagerechtigkeit-und-nachhaltigkeit-aus-familienpolitischer-perspektive 
 
Pressekontakt:  
Bund Katholischer Unternehmer (BKU): Marco Fetke, Referent für 
Öffentlichkeitsarbeit, Mobil: +49 (0) 15566 892775, E-Mail: fetke@bku.de  
 
Familienbund der Katholiken: Pressestelle, Telefon: 030-326 756 0, E-Mail: 
presse@familienbund.org  
 
KSD Katholischer Siedlungsdienst e.V.: KSD-Geschäftsstelle, Tel. +49 3028 09 
3650, E-Mail: info@ksd-ev.de 

http://www.bku.de/8impulse
mailto:presse@familienbund.org
mailto:info@ksd-ev.de
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Ohne Familien ist kein Staat zu machen. 
 
Der Familienbund der Katholiken ist der mitgliederstärkste Familienverband Deutschlands. 
Ihm gehören 25 Diözesan-, 11 Landes- sowie 11 Mitgliedsverbände an. Seit über 70 Jahren 
setzt sich der familienpolitische Fachverband für eine familiengerechtere Gesellschaft ein. 
Der Verband versteht sich als „Stimme der Familien“ – als Interessenvertretung aller 
Familien in Gesellschaft, Politik und Kirche. Die Rahmenbedingungen für Familien müssen 
nach Ansicht des Familienbundes so gestaltet sein, dass jede Familie – unabhängig von ihrer 
jeweiligen Ausprägung – bestmöglich gelingen kann.   
 

 
Pressekontakt: 

 
Familienbund der Katholiken – Bundesverband 
Dr. Katja Weniger 
Referentin für Öffentlichkeitsarbeit 
Littenstraße 108, 10179 Berlin 
 
www.familienbund.org 

 
 
Tel.: +49 (0)30 326 756 0 
Fax: +49 (0)30 326 756 20 
E-Mail: weniger@familienbund.org 

 

http://www.familienbund.org/

